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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, 
öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

– gestützt auf Artikel 208 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV), in dem es unter anderem heißt: „Bei der Durchführung politischer 
Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer auswirken können, trägt die Union 
den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit Rechnung“,

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments und der 
Kommission vom 30. Juni 2017 über den neuen Europäischen Konsens über die 
Entwicklungspolitik1,

– unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklung und auf die Ziele für nachhaltige Entwicklung,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Juni 2023 zur Umsetzung und 
Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. Juli 2023 zu Erkenntnissen aus der 
COVID-19-Pandemie und Empfehlungen für die Zukunft3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. März 2023 zur Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung4,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. Oktober 2021 zu der Rolle der 
Entwicklungspolitik bei der Eindämmung des Verlusts an biologischer Vielfalt in 
Entwicklungsländern vor dem Hintergrund der Umsetzung der Agenda 20305,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. Oktober 2015 zur Ebola-Krise: 
langfristige Lektionen und Maßnahmen zur Stärkung der Gesundheitssysteme in 
Entwicklungsländern zur Vorbeugung zukünftiger Krisen6,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Mai 2021 zu dem Thema 
„Beschleunigung der Fortschritte und Bekämpfung von Ungleichheiten bei der 
Beseitigung von Aids als Bedrohung der öffentlichen Gesundheit bis 2030“7,

1 ABl. C 210 vom 30.6.2017, S. 1.
2 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0250.
3 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0282.
4 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0071.
5 ABl. C 132 vom 24.3.2022, S. 2.
6 ABl. C 355 vom 20.10.2017, S. 2.
7 ABl. C 15 vom 12.1.2022, S. 1.
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– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Entwicklungsausschusses zu dem Vorschlag 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 2022 
über die nachhaltige Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2021/2115 (COM(2022)0305),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. Juni 2023 zur Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit und der langfristigen Widerstandsfähigkeit der Landwirtschaft in 
der EU8,

– unter Hinweis auf den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 22. Juni 2022 über die nachhaltige Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/2115 
(COM(2022)0305),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. November 2022 mit dem 
Titel „EU-Strategie für globale Gesundheit – Bessere Gesundheit für alle in einer sich 
wandelnden Welt“ (COM(2022)0675),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel 
„Vom Hof auf den Tisch – eine Strategie für ein faires, gesundes und 
umweltfreundliches Lebensmittelsystem“ (COM(2020)0381),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem 
Titel „Der europäische Grüne Deal“ (COM(2019)0640),

– unter Hinweis auf die Resolution 68/300 der Vereinten Nationen vom 17. Juli 2014 mit 
dem Titel „Outcome Document of the High-level Meeting of the General Assembly on 
the comprehensive review and assessment of the progress achieved in the prevention 
and control of non-communicable diseases“ (Abschlussdokument der hochrangigen 
Tagung der Generalversammlung über die umfassende Überprüfung und Bewertung der 
Fortschritte bei der Prävention und Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten),

– unter Hinweis auf den globalen Aktionsplan 2013-2020 der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) vom 27. Mai 2013, der bis 2030 verlängert wurde,

– unter Hinweis auf die Politische Erklärung 66/2 der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen vom 24. Januar 2012 zur Prävention und Bekämpfung nicht übertragbarer 
Krankheiten,

– unter Hinweis auf den Bericht der WHO vom 16. Februar 2023 mit dem Titel „A 
clinical case definition of post COVID-19 conditions in children and adolescents by 
expert consensus“ (Klinische Falldefinition von Post-COVID-19-Erkrankungen bei 
Kindern und Jugendlichen auf der Grundlage eines Sachverständigenkonsens),

– unter Hinweis auf den Bericht der WHO vom 6. Oktober 2021 mit dem Titel „A clinical 
case definition of post COVID-19 conditions by a Delphi consensus“ (Klinische 
Falldefinition einer Post-COVID-19-Erkrankung auf der Grundlage eines per Delphi-
Verfahren erzielten Konsens),

8 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0238.
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– unter Hinweis auf den Bericht 49/43 des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen 
für das Recht auf Nahrung, Michael Fakhri, vom 30. Dezember 2021 mit dem Titel 
„Seeds, right to life and farmers’ rights“ (Saatgut, Recht auf Leben und Rechte der 
Landwirte), 

– unter Hinweis auf den Bericht 46/33 des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen 
für das Recht auf Nahrung, Michael Fakhri, vom 24. Dezember 2020 mit dem Titel 
„Right to food“ (Recht auf Nahrung),

– unter Hinweis auf die Resolution 39/12 des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen 
vom 28. September 2018 über die Rechte von Kleinbauern und -bäuerinnen und 
anderen Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten,

– unter Hinweis auf die Resolution 61/295 der Vereinten Nationen vom 2. Oktober 2007 
über die Rechte der indigenen Völker,

A. in der Erwägung, dass das Recht auf das erreichbare Höchstmaß an körperlicher und 
geistiger Gesundheit ein Grundrecht ist, das mit den Bestimmungen nach Artikel 25 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte in Einklang steht; in der Erwägung, dass 
dieses Recht mehr als einem Fünftel der Weltbevölkerung vorenthalten wird; in der 
Erwägung, dass gemäß Artikel 35 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
bei der Festlegung und Durchführung der Politik und Maßnahmen der Union in allen 
Bereichen ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt werden muss; in der 
Erwägung, dass nicht übertragbare Krankheiten bzw. chronische Krankheiten jedes Jahr 
zum Tod von 41 Millionen Menschen führen und für 74 % aller Todesfälle weltweit 
verantwortlich sind; in der Erwägung, dass die Menschen im Globalen Süden 
unverhältnismäßig stark betroffen sind und Schätzungen der WHO zufolge in Ländern 
mit geringem oder mittlerem Einkommen (LMIC) 77 % aller vorzeitigen Todesfälle 
aufgrund von nicht übertragbaren Krankheiten zu verzeichnen sind; in der Erwägung, 
dass nicht übertragbare Krankheiten häufig mit einer durch eine chronische Krankheit 
bedingten Behinderung im Zusammenhang stehen; in der Erwägung, dass dem 
Nachhaltigkeitsziel 3 zufolge ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters 
sichergestellt und ihr Wohlergehen gefördert werden soll; in der Erwägung, dass mit 
Nachhaltigkeitsziel 3.4 betreffend nicht übertragbare Krankheiten und psychische 
Gesundheit, das mit den anderen Nachhaltigkeitszielen über das Ziel 3 hinaus im 
Zusammenhang steht, angestrebt wird, die vorzeitige Sterblichkeit infolge der vier 
großen Cluster nicht übertragbarer Krankheiten – Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs, 
chronische Atemwegserkrankungen und Diabetes – um ein Drittel zu senken;

B. in der Erwägung, dass übertragbare Krankheiten nicht übertragbare, chronische Folgen 
haben können, weshalb der Zugang zur Diagnose, Behandlung und Versorgung bei 
nicht übertragbaren Krankheiten in Entwicklungsländern verbessert werden muss; in der 
Erwägung, dass während der COVID-19-Pandemie Mehrfacherkrankungen, darunter 
HIV-Infektionen, Diabetes, Bluthochdruck, Krebserkrankungen und chronische 
Atemwegserkrankungen, ein besonderer Risikofaktor waren; in der Erwägung, dass für 
Menschen, die bereits an nicht übertragbaren Krankheiten litten, isolierte 
Gesundheitsprogramme nicht hilfreich waren; in der Erwägung, dass spezialisierte 
Behandlungen in die medizinische Grundversorgung und die nationalen 
Gesundheitssysteme integriert werden sollten, um auf künftige Pandemien und die sich 
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daraus ergebenden chronischen Leiden vorbereitet zu sein; in der Erwägung, dass 
Menschen mit HIV/Aids, insbesondere Menschen mit neurokognitiven 
Beeinträchtigungen, einem erheblichen (vierfach erhöhten) Risiko ausgesetzt sind, an 
Long COVID zu erkranken; in der Erwägung, dass im Rahmen der globalen 
Gesundheitssicherheit nicht nur der unmittelbaren Bedrohung durch 
Infektionskrankheiten Rechnung getragen, sondern auch chronischen langfristigen 
Erkrankungen, die sich in der Folge entwickelt haben, angegangen werden müssen; in 
der Erwägung, dass die Wechselwirkungen zwischen übertragbaren und nicht 
übertragbaren Krankheiten komplex sind und häufig durch gemeinsame Risikofaktoren 
bedingt sind; in der Erwägung, dass das Nebeneinander nicht übertragbarer Krankheiten 
und übertragbarer Krankheiten zu einer erhöhten Morbidität führt, insbesondere in 
Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen (LMIC);

C. in der Erwägung, dass die Entwicklungsländer bei der Finanzierung der 
Gesundheitsversorgung, insbesondere im Bereich nicht übertragbarer Krankheiten, mit 
erheblichen Sachzwängen zu kämpfen haben; in der Erwägung, dass postinfektiöse 
Krankheiten bzw. postakute Infektionssyndrome (PAIS), seit langer Zeit bekannt sind 
und im Anschluss an Erkrankungen wie Grippe, Ebola, Denguefieber, Poliomyelitis, 
Chikungunya-Fieber, Epstein-Barr-Virus (EBV) oder Mononukleose, Borreliose bzw. 
Lyme-Krankheit, Giardiasis oder Lambliasis chronische Behinderungen verursachen; in 
der Erwägung, dass alle PAIS ähnliche Symptomprofile aufweisen, obwohl sie von 
verschiedenen Infektionserregern verursacht werden; in der Erwägung, dass die 
Überschneidung der Symptome all dieser PAIS, insbesondere die Entwicklung von 
myalgischer Enzephalomyelitis/chronischem Erschöpfungssyndrom (ME/CFS), auf eine 
gemeinsame Pathogenese hindeuten; in der Erwägung, dass diesen zu wenig 
anerkannten und zu wenig erforschten chronischen Folgeerkrankungen mehr 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss und mehr Mittel für ihre Erforschung 
bereitgestellt werden müssen; in der Erwägung, dass auch Malaria zu postinfektiösen 
Krankheiten führt, die als chronisch entzündlicher Zustand mit Ähnlichkeiten mit 
ME/CFS beschrieben werden können; in der Erwägung, dass einige Patienten ein 
postneurologisches Malaria-Syndrom entwickeln; in der Erwägung, dass Zikafieber 
chronische Symptome verursacht, indem es in latenten Formen fortbesteht und 
postinfektiöse Erkrankungen verursacht; in der Erwägung, dass PAIS seit der COVID-
19-Pandemie noch mehr an Bedeutung gewonnen haben, da Long COVID bzw. die 
Post-Covid-19-Erkrankung (PASC) eine postinfektiöse Krankheit ist, von der weltweit 
mindestens 65 Millionen Menschen betroffen sind; in der Erwägung, dass eine 
beträchtliche Zahl von Long-COVID-Patienten auch ME/CFS entwickeln und 
Ähnlichkeiten mit anderen PAIS-Patienten aufweisen; in der Erwägung, dass Long 
COVID allein eine erhebliche zusätzliche Belastung für die globalen 
Gesundheitssysteme und die nationalen Volkswirtschaften bedeutet; in der Erwägung, 
dass in der EU-Strategie für globale Gesundheit von 2022 weder auf Long COVID noch 
PAIS im Allgemeinen eingegangen wird, obwohl PAIS mit hoher Wahrscheinlichkeit 
auch im Anschluss an künftige Pandemien auftreten werden; in der Erwägung, dass 
PAIS schon allein aufgrund der Gesamtprävalenz von ME/CFS – und mit Sicherheit 
nicht mehr seit Beginn der hohen Prävalenz von Long COVID – als seltene Krankheiten 
zählen können; in der Erwägung, dass sich die EU in der Entwicklungszusammenarbeit 
auf einen umfassenden und integrierten Ansatz konzentrieren sollte, mit dem die 
vielfältigen Risikofaktoren und Determinanten nicht übertragbarer Krankheiten in den 
Partnerländern angegangen werden, wobei auch soziale, wirtschaftliche und 
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ökologische Faktoren berücksichtigt werden sollten, die für den jeweiligen spezifischen 
Kontext relevant sind; in der Erwägung, dass eine universelle Gesundheitsversorgung 
ein wichtiger Faktor für die Prävention und Behandlung nicht übertragbarer 
Krankheiten ist;

D. in der Erwägung, dass ein Zusammenhang zwischen nicht übertragbaren Krankheiten 
und Armut besteht, da diese Krankheiten Initiativen zur Armutsbekämpfung bremsen, 
indem sie den Anteil der Kosten erhöhen, den die Haushalte für die 
Gesundheitsversorgung aufbringen müssen; in der Erwägung, dass Behandlungen nicht 
übertragbarer Krankheiten in der Regel langfristig und möglicherweise schwer 
zugänglich sind und erhebliche Auswirkungen auf die betroffenen Privathaushalte 
haben können; in der Erwägung, dass nicht übertragbare Krankheiten nicht nur mit einer 
überhöhten Sterblichkeit zusammenhängen, sondern auch mit Morbidität, chronischen 
krankheitsbedingten Behinderungen und erhöhten sozioökonomischen Belastungen für 
Einzelpersonen und Familien, einschließlich Armut aufgrund von Kosten für 
langfristige Behandlung und Pflege und Produktivitätsverlusten, einhergehen; in der 
Erwägung, dass dies die Haushaltseinkommen erheblich bedroht und die 
Volkswirtschaften beeinträchtigt, sodass nicht übertragbare Krankheiten zu einem 
Mitfaktor für Armut und Hunger werden;

E. in der Erwägung, dass eine angemessene Vorsorge sowie eine angemessene Versorgung 
und Behandlung von Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten mit der 
Bewältigung zahlreicher Probleme, etwa eines unzureichenden Zugangs zu 
medizinischer Versorgung, zu Gesundheitseinrichtungen und zu Fachkräften im 
Gesundheitswesen einhergeht und die Beseitigung struktureller Defizite im 
Gesundheitswesen, insbesondere in Entwicklungsländern, erfordert; in der Erwägung, 
dass die COVID-19-Pandemie unzureichende Investitionen in das Personal im 
Gesundheitswesen aufgezeigt und veranschaulicht hat, wie unvorbereitete 
Gesundheitssysteme auf eine globale Gesundheitskrise reagieren; in der Erwägung, dass 
Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen (LMIC) ihre Gesundheitssysteme 
aufgrund ihrer Schwächen auf die Behandlung akuter Krankheiten ausrichten; in der 
Erwägung, dass es bei der Versorgung von Patienten daher häufig zu Lücken kommt, 
sei es bei der Diagnose, bei der Behandlung oder aufgrund einer mangelnden 
Einhaltung der Therapie; in der Erwägung, dass es in diesen Systemen häufig an 
Maßnahmen mangelt, die auf Vorsorge ausgerichtet sind; in der Erwägung, dass die 
COVID-19-Pandemie eine verstärkte Belastung für die psychische Gesundheit 
bedeutete, vor allem bei jungen Menschen und solchen, die bereits psychisch krank 
waren;

F. in der Erwägung, dass die globalen Ziele für nachhaltige Entwicklung die Bekämpfung 
der Armut umfassen, was die Befriedigung grundlegender menschlicher Bedürfnisse in 
Bezug auf die Gesundheit, die Beseitigung des Hungers, einschließlich der Schaffung 
einer nachhaltigen Lebensmittelerzeugung, sowie Wohlbefinden umfasst und auch 
bessere und zugänglichere Gesundheitssysteme zur Erhöhung der Lebenserwartung 
einschließt; in der Erwägung, dass Ernährungssicherheit und Bildung den 
Gesundheitszustand im Bereich der nicht übertragbaren Krankheiten erheblich 
beeinflussen; in der Erwägung, dass nach Angaben der WHO der Klimawandel, die 
Luftverschmutzung und nicht übertragbare Krankheiten neben Infektionen und 
verhaltensbedingten Risikofaktoren, die mit sozioökonomischen Faktoren verknüpft 
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sind, im Allgemeinen zu den größten Gefahren für die globale Gesundheit zählen, 
weshalb das Konzept „Eine Gesundheit“ zu einem zentralen Faktor bei der Vorbeugung 
und Bekämpfung von Gesundheitsrisiken werden muss;

1. ist sehr besorgt angesichts der hohen Prävalenz nicht übertragbarer Krankheiten als 
Ursache überhöhter Sterblichkeit und Morbidität; hebt hervor, dass nicht übertragbaren 
Krankheiten weltweit nicht die erforderliche Aufmerksamkeit erhalten und sie in 
Ländern mit geringem und mittlerem Einkommen (LMIC) besonders schwere 
Konsequenzen nach sich ziehen; betont, dass Gesundheit im Allgemeinen und die 
globale Gesundheitssicherheit von der Politik mehr beachtet werden und finanziell 
unterstützt werden müssen, wobei besonderes Augenmerk auf nicht übertragbaren 
Krankheiten zu legen ist, insbesondere da mit weiteren Pandemien zu rechnen ist, die 
postinfektiöse chronische Krankheiten nach sich ziehen; fordert die EU auf, aktiv mit 
der WHO und anderen einschlägigen internationalen Organisationen 
zusammenzuarbeiten und in dieser Angelegenheit auf internationaler Ebene aktiv zu 
werden, um für ein angemessenes und koordiniertes Vorgehen zu sorgen; fordert die 
Kommission auf, weiterhin die Mitgliedstaaten bei ihren Bemühungen zur Erreichung 
der neun freiwilligen Ziele der Vereinten Nationen und der WHO bis 2025 sowie des 
Ziels 3.4 für nachhaltige Entwicklung zu unterstützen, mit dem die Frühsterblichkeit 
aufgrund von nichtübertragbaren Krankheiten bis 2030 um ein Drittel reduziert sowie 
auch die psychische Gesundheit und Wohlergehen gefördert werden sollen;

2. begrüßt die Strategie für globale Gesundheit der Kommission aus dem Jahr 2022 mit 
dem Titel „Bessere Gesundheit für alle in einer sich wandelnden Welt“ und weist 
insbesondere auf das Leitprinzip 2 hin, mit dem ein umfassender Ansatz verfolgt wird, 
der einen gleichberechtigten Zugang zu Gesundheitsdiensten, Krankheitsprävention, 
erschwingliche hochwertige Behandlung, Rehabilitation und Palliativversorgung bis hin 
zur Bekämpfung übertragbarer und nicht übertragbarer Krankheiten vorsieht; stellt fest, 
dass nur mit einem einheitlichen und integrierten Konzept die Belastung durch nicht 
übertragbare Krankheiten reduziert werden kann; hebt hervor, dass allein durch 
Gesundheitsversorgung und Krankheitsprävention bis zu 70 % der Fälle von nicht 
übertragbaren Krankheiten verringert werden können;

3. weist auf die wechselseitige Beziehung zwischen übertragbaren Krankheiten und nicht 
übertragbaren Krankheiten hin, der sich während der COVID-19-Pandemie 
insbesondere in Ländern mit einer hohen HIV/Aids-Prävalenz gezeigt hat; fordert die 
Kommission auf, bislang isolierte Programme in die medizinische Grundversorgung 
einzubinden, wie es im Bericht des Projekts „NCD Countdown 2030“ aus dem Jahr 
2022 vorgeschlagen wurde9; betont daher, dass interdisziplinäre Gesundheitszentren 
einen enormen Stellwert haben und ein entsprechender Bedarf besteht; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, die Entwicklungsländer bei ihren Bemühungen im Bereich 
der Forschung und Datenerhebung zu unterstützen, sodass die Prävalenz nicht 
übertragbarer Krankheiten und die sie bedingenden Risikofaktoren in verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen sowie die Auswirkungen auf dieselben besser verstanden werden 
und Entscheidungen auf der Grundlage von Fakten getroffen und gezielte Maßnahmen 
konzipiert werden können; betont, dass Lösungen für besonders gefährdete und 

9 „NCD Countdown 2030“ ist ein Gemeinschaftsprojekt der WHO, der NCD Alliance, des Imperial College und 
der Zeitschrift „The Lancet“. Im Rahmen des „NCD Countdown“ werden halbjährliche Berichte veröffentlicht.
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marginalisierte Bevölkerungsgruppen, die nur über begrenzte Mittel verfügen, 
konzipiert und ausgeweitet werden müssen;

4. betont, dass zunehmend PAIS im Anschluss an eine COVID-19-Infektion auftreten, die 
in diesem Fall auch als Long COVID bezeichnet werden; stellt fest, dass PAIS auch 
nach anderen bakteriellen, viralen und parasitären Infektionen auftreten, zu denen unter 
anderem Mononukleose, Lyme-Krankheit, Ebola, Poliomyelitis und Influenza gehören; 
weist erneut darauf hin, dass die Pathogenese von PAIS mit ME/CFS in Verbindung 
steht; ist besorgt, dass im Rahmen der Strategie für globale Gesundheit 2022 weder auf 
die Post-COVID-19-Erkrankung noch auf PAIS allgemein eingegangen wird, obwohl 
bereits 65 Millionen Menschen an Long COVID leiden und die Gefahr von 
Neuinfizierungen und künftigen Pandemien besteht; fordert die EU auf der Grundlage 
von Erkenntnissen aus der COVID-19-Pandemie auf, PAIS zu einer Priorität zu machen 
und eine Strategie der EU für PAIS auszuarbeiten, die mit Europas Plan gegen den 
Krebs und der EU-Strategie für psychische Gesundheit vergleichbar ist, und die 
Strategie für PAIS auf die globale Gesundheitssicherheit auszuweiten, einschließlich der 
Umsetzung der Strategie für globale Gesundheit;

5. betont, dass die menschlichen und finanziellen Kosten von nicht übertragbaren 
Krankheiten voraussichtlich steigen werden, weil Menschen, die daran leiden, auch 
häufiger von anderen Krankheiten betroffen sind; fordert die WHO auf, mehr 
Finanzmittel in Forschung und Entwicklung von Impfstoffen und Medikamenten für 
nicht übertragbare Krankheiten vorzusehen und einen leichteren Zugang zu bezahlbaren 
unentbehrlichen Arzneimitteln sicherzustellen; weist darauf hin, dass die Mittel des 
Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale 
Zusammenarbeit – Europa in der Welt auch im Gesundheitswesen eingesetzt werden 
können; fordert die EU nachdrücklich auf, Programme zur Bekämpfung chronischer 
und schwerer nicht übertragbarer Krankheiten einzurichten und sicherzustellen, dass 
unentbehrliche Arzneimittel, Technologien und Diagnoseverfahren an 
Bezirkskrankenhäusern sowohl verfügbar als auch zugänglich sind;

6. betont, dass technologische und organisatorische Innovationen sowie eine dauerhafte 
koordinierte multilaterale Zusammenarbeit erforderlich sind; stellt fest, dass mit dem 
Leitprinzip 2 der Strategie für globale Gesundheit sichergestellt werden soll, dass 
innovative Impfstoffe, Behandlungen und Diagnostika für neue, verbreitete oder 
vernachlässigte Infektionskrankheiten und nicht übertragbare Krankheiten entwickelt 
und eingesetzt werden, wozu auch Mittel aus dem Programm Horizont Europa und die 
Zusammenarbeit zwischen der EU und Afrika für globale Gesundheit im Rahmen der 
Partnerschaft Europas und der Entwicklungsländer im Bereich klinischer Studien 
(Gemeinsames Unternehmen „Global Health EDCTP3“) für die Forschung, den 
Kapazitätsaufbau und die Stärkung des Regelungsumfelds in Subsahara-Afrika genutzt 
werden können; fordert das Team Europa auf, diesen Ansatz umzusetzen, wobei der 
Schwerpunkt auf nicht übertragbaren Krankheiten liegen sollte;

7. weist auf die hohe Prävalenz von PAIS in den Ländern des Globalen Südens hin; 
fordert, dass Partnerschaften zur Zusammenarbeit im Bereich der pharmazeutischen 
Forschung und Innovation unterstützt und Netze, die dem Austausch von Daten und 
Forschungsergebnissen zu PAIS dienen, geschaffen werden und die Entwicklung 
medikamentöser Behandlungen sämtlicher PAIS gefördert wird; begrüßt langfristige 
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Partnerschaften wie die zwischen dem Institut Pasteur in Dakar in Senegal und der 
Coalition for Epidemic Preparedness Innovation (CEPI) und fordert das Team Europa 
auf, solche Partnerschaften im Rahmen der Global-Gateway-Strategie auch im Hinblick 
auf nicht übertragbare Krankheiten und insbesondere PAIS zu ermöglichen; weist auf 
die Notwendigkeit hin, Wissen auszutauschen, Daten zu erheben, Untersuchungen zur 
Vorsorge und Früherkennung von Krankheiten durchzuführen und die Diagnostik und 
Behandlung zu planen; betont, dass durch innovative Geschäftsmodelle Anreize für 
Patienten und Gesundheitsdienstleister geschaffen werden können, damit sie an 
Präventionsprogrammen teilnehmen bzw. diese durchführen; fordert eine 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern in diesem Bereich; fordert außerdem 
dazu auf, in den Entwicklungsländern örtliche und öffentliche Produktionskapazitäten 
zur Herstellung von Arzneimitteln zu fördern;

8. weist darauf hin, dass Gesundheit eine notwendige Voraussetzung für die menschliche 
Entwicklung ist; betont, dass die Gesundheitssysteme in den Partnerländern gestärkt 
werden müssen und Unterstützung bei der Eingliederung von Programmen zur 
Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten in die modernen nationalen öffentlichen 
Gesundheitssysteme geleistet werden muss, unter anderem, indem in Programme zum 
Kapazitätsaufbau investiert wird, sodass die Fähigkeiten und das Wissen von 
Fachkräften im Gesundheitswesen, Forschern und Politikern im Hinblick auf die 
Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten ausgebaut werden; hebt hervor, dass vor 
allem die Aus- und Weiterbildung von Gesundheitsfachkräften in den 
Entwicklungsländern und insbesondere in den am wenigsten entwickelten Ländern 
(LDC) zur Gesundheitsförderung beitragen kann; fordert die EU daher auf, sich für 
Investitionen in die Gesundheitserziehung und in Fähigkeiten im gesundheitlichen 
Bereich in den Entwicklungsländern stark zu machen; 

9. weist erneut darauf hin, dass der Priorität 2 der EU-Strategie für globale Gesundheit 
zufolge die Gesundheitssysteme zu stärken sind und die universelle 
Gesundheitsversorgung zu fördern ist, weshalb zusätzliche öffentliche Mittel mobilisiert 
werden müssen und Vorsorge und Diagnostik besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden sollte, wobei diese Aspekte im Rahmen gemeinschaftszentrierter Konzepte eine 
Förderung erfahren können;

10. betont, dass Armut sowohl zu den Ursachen als auch zu den Folgen von langfristigen 
chronischen Krankheiten und Leiden sowie einer entsprechenden Stigmatisierung 
gehört, wodurch Betroffenen Beschäftigungsmöglichkeiten entgehen und eine soziale 
Isolation bewirkt wird; betont daher, dass bei der Entwicklungshilfe im 
Gesundheitsbereich auf nicht übertragbare Krankheiten mehr Gewicht gelegt werden 
muss und horizontale Systeme der medizinischen Grundversorgung auf ausgewogen zur 
Absicherung gegen finanzielle Risiken unterstützt werden müssen; betont, dass die 
medizinische Grundversorgung für alle Menschen zugänglich und erschwinglich sein 
sollte, was auch die Verbesserung der Gesundheitsinfrastruktur und die Beseitigung von 
Beschränkungen des Zugangs zu Arzneimitteln und Impfstoffen voraussetzt; ist besorgt 
darüber, dass in gewinnorientiert arbeitende Krankenhäuser im Globalen Süden 
investiert wird, und fordert Team Europa auf, Schutzvorkehrungen zu erstellen, damit 
ein gleichberechtigter Zugang zur Gesundheitsversorgung sichergestellt ist, wenn EU-
Mittel für Entwicklungshilfe bereitgestellt werden; betont, dass die Förderung der 
medizinischen Grundversorgung nicht ausreichend ist, um die Behandlung nicht 
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übertragbarer Krankheiten sicherzustellen, dass aber angesichts der hohen Prävalenz 
nicht übertragbarer Krankheiten mehr über sie aufgeklärt und das medizinische Personal 
besser im Hinblick auf diese Krankheiten geschult werden muss und ein größerer Anteil 
der Entwicklungshilfe für ihre Bekämpfung aufgewendet werden muss;

11. fordert, den Zugang zu wesentlichen Gesundheitsdiensten zu erleichtern und die globale 
Gesundheitspolitik in den Bereichen Frühwarnung, Prävention und Aufklärung zu 
stärken, und zwar im Einklang mit der Strategie für globale Gesundheit, die einem 
rechtebasierten Ansatz folgt, und mit dem Ziel der Verwirklichung der 
gesundheitsrelevanten Nachhaltigkeitsziele, sodass der Zugang schutzbedürftiger 
Gruppen zur Gesundheit auch im Zusammenhang mit Naturkatastrophen oder vom 
Menschen verursachten Katastrophen und den Auswirkungen des Klimawandels 
sichergestellt wird; fordert die Umsetzung dieses rechtebasierten Ansatzes, 
einschließlich der Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten und der bisher 
vernachlässigten postakuten Infektionssyndrome;

12. weist darauf hin, dass die Prävention nicht übertragbarer Krankheiten von enormer 
Wichtigkeit ist; betont, dass Entwicklungsländer dabei unterstützt werden müssen, 
Gemeinschaften über Risikofaktoren und Präventionsstrategien im Zusammenhang mit 
nicht übertragbaren Krankheiten aufzuklären, indem Informationen über verschiedene 
als zuverlässig geltende Kanäle verbreitet werden;

13. weist auf das Ausmaß des Problems gesundheitsbezogener Fehlinformationen und die 
davon ausgehende potenzielle Gefahr für Menschenleben hin, was im Zuge der COVID-
19-Pandemie deutlich wurde; fordert die Kommission auf, Projekte, Instrumente und 
Maßnahmen zu unterstützen, mit denen Fehlinformationen im Gesundheitsbereich 
bekämpft werden sollen; fordert ferner die WHO auf, sich für mehr Aufklärung und 
Information bei der Bekämpfung von nicht übertragbaren Krankheiten wie Krebs oder 
Diabetes und bei der Prävention des Suchtmittelmissbrauches einzusetzen;

14. betont, dass die Lebensbedingungen einen Einfluss auf die Gesundheit und die 
Verhinderung nicht übertragbarer Krankheiten haben; weist darauf hin, dass das 
Konzept „Eine Gesundheit“ an der Schnittstelle der Gesundheit von Mensch, Tier und 
Natur liegt; fordert die EU auf, sich für eine praktikable Ausgestaltung und Umsetzung 
des Konzeptes „Eine Gesundheit“ auf europäischer und internationaler Ebene durch die 
WHO, Regionalorganisationen und Mitgliedstaaten, insbesondere in den 
Verhandlungen zum geplanten Pandemievertrag und im Rahmen der Strategie für 
globale Gesundheit einzusetzen; fordert Team Europa nachdrücklich auf, in diesem 
Zusammenhang auf den in Artikel 208 AEUV verankerten Grundsatz der 
Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung hinzuweisen und das Konzept „Eine 
Gesundheit“ bei der Programmplanung und bei Maßnahmen im Gesundheitsbereich zu 
berücksichtigen, auch in sich überschneidenden Bereichen wie der biologischen 
Vielfalt, der Landwirtschaft und einem gesunden Lebensumfeld;

15. betont, dass für einen Ausbau eines horizontalen Gesundheitssystems gestützt auf einen 
ganzheitlichen und rechtebasierten Ansatz der Vielschichtigkeit von Gesundheit auf der 
Grundlage des Konzepts „Eine Gesundheit“ umfassend Rechnung getragen werden 
muss; stellt mit großer Besorgnis fest, dass Schadstoffe in der Umwelt massive 
gesundheitliche Auswirkungen weltweit, insbesondere in Ländern mit niedrigem und 



AD\1287540DE.docx 11/13 PE750.007v02-00

DE

mittlerem Einkommen (LMIC), haben; fordert die EU auf, die Entwicklungsländer, 
insbesondere die Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen (LMIC) und die am 
wenigsten entwickelten Länder (LDC), dabei zu unterstützen, der Prävention von 
Krankheiten durch Investitionen in die Bekämpfung der Umweltverschmutzung 
Vorrang einzuräumen, unter anderem durch Strategien für den Zugang zu sauberer 
Energie, sauberem und effizientem Verkehr, die Kontrolle von Industrieemissionen und 
den verantwortungsvollen Einsatz von Chemikalien; stellt fest, dass es sich hierbei um 
eine äußerst kosteneffiziente Strategie handelt, um die Gesundheit der Bevölkerung zu 
verbessern, die Beanspruchung der für die Gesundheitsversorgung zur Verfügung 
stehenden begrenzten Mittel zu verringern und die nationale Entwicklung zu fördern;
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